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Die SP-Nationalrätin will dem Nachrichten-
dienst mehr Kompetenzen geben. Seite 6

Inland Chantal Galladé als
Ueli Maurers Verbündete

Bleibt er in Aarau oder trainiert er schon bald
die Grasshoppers? Seite 13

Sport René Weiler und
das grosse Hin und Her

AARGAU

In der Kreisschule Homberg in Reinach
soll es zu sexuellen Übergriffen auf
Schülerinnen gekommen sein. Zurzeit
gebe es aber keine Hinweise auf eine
Vergewaltigung, sagt die Sprecherin
der Staatsanwaltschaft. Was genau
passiert ist, sei Gegenstand der laufen-
den Ermittlungen. (AZ) Seite 19

Jugendanwaltschaft ermittelt

gegen zwei Reinacher Schüler

■ Es ist jetzt genau 80 Jahre
her, da setzte sich der katho-
lisch-konservative Finanzminis-
ter Jean-Marie Musy in sein Bü-
ro und machte sich an die Ar-
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Der US-Steuerstreit zeigt: Das Risiko
für eine Bank ist hoch, unversteuerte
Gelder im grossen Stil anzunehmen.
Das macht es schwierig, eine Privat-
bank zu verkaufen, die stark im Ge-
schäft mit ausländischen Kunden ist.
«Im aktuellen Umfeld übernehmen
Finanzinstitute keine Privatbanken»,
sagt Ray Soudah, Gründer des auf Be-
ratungsdienstleistungen bei Über-
nahmen und Fusionen in der Finanz-
branche spezialisierten Unterneh-
mens Millenium Associates.

Statt die Bank zu kaufen, sagt Ray
Soudah, übernehmen sie die Kunden:
«Der Käufer überprüft jeden einzel-
nen Kunden. So stellt der Akquisiteur
sicher, dass er nur versteuerte Ver-
mögenswerte annimmt.» Auch Pa-
trick Schwaller, Partner und Banken-
experte beim Beratungsunterneh-
men Ernst & Young, sagt, früher sei

es eher selten gewesen, dass Banken
einen sogenannten «Asset Deal» ge-
macht haben und die einzelnen Kun-
den übernommen hätten: «Aufgrund
der derzeit bestehenden Unsicherhei-
ten betreffend Steuertransparenz, ge-
hen Käufer vermehrt diesen aufwen-
digeren Weg.»

Die Käufer übernehmen dabei nur
Kundenberater. Der Verkäufer muss
sein Institut samt allenfalls verblei-
benden Kunden selber liquidieren.
Derzeit gebe es in der Schweiz zwei
bis drei Deals, die so abgewickelt
werden, so Soudah: «Weil ein Käufer
auf diese Weise nur versteuerte Ver-
mögenswerte annimmt, zahlt er da-
für einen höheren Preis. Er beläuft
sich auf 1 bis 1,5 Prozent der über-
nommenen Vermögenswerte.»

Zum Vergleich: Raiffeisen zahlte
für die Vermögenswerte des gesamten
Nicht-US-Geschäfts der Bank Wegelin
nur 0,75 Prozent. Das liegt weit unter
den drei bis vier Prozent, die einst für
die Übernahme von Geldern im Priva-
te Banking bezahlt worden sind.

Abspaltung kaum eine Lösung
Die Preise brechen ein, weil die

Margen schrumpfen. Das lukrativste
Geschäft der Geldhäuser ist ein Aus-
laufmodell: unversteuerte Gelder
von im Ausland wohnenden Kunden
zu verwalten. Nun müssen die Altlas-
ten bewältigt werden. So ist offen,
wie viele Banken mit den USA wegen
der Betreuung von Steuersündern ei-
nen Deal abschliessen müssen.

Weist das Parlament die aktuelle
Gesetzesvorlage zur Bewältigung
des Steuerstreits mit den USA zu-
rück, könnten weitere Banken an-
geklagt werden. Beim einen oder
anderen kleineren Geldhaus das
kompromittierte US-Geschäft abzu-
spalten wie im Fall der Bank Wege-
lin, mag einen Versuch wert sein.
Fraglich ist nur: Findet man für den
Rest einen Käufer? Wohl kaum –
und schon gar nicht rasch. Denn
ebenso unklar ist, wie viel unver-
steuertes Geld aus Europa in Depots
hiesiger Banken steckt. Nicht ausge-
schlossen werden kann, dass Nach-
barstaaten der Schweiz weitere Ver-
fahren gegen hiesige Finanzinstitu-
te lancieren.

Zuerst muss eine Lösung der un-
versteuerten Altlasten in den Depots
in Sicht sein, um wieder Geldhäuser
zu übernehmen. Dazu kommt: Der
Übergang zur Weissgeldstrategie er-
höht die Kosten. Die Regulierung
wird komplexer. Die Anforderungen
an die Sorgfaltspflichten steigen –
beispielsweise bei der Überprüfung
der Steuerkonformität von Kunden.

Zum einen behindert dies die Kon-
solidierung. Zum anderen können
kleinere Banken nicht mehr Kunden
aus aller Welt betreuen. Sie fokussie-
ren sich auf wenige Länder oder Regi-
onen, sagt Schwaller: «Daher werden
auch vermehrt Kundenportefeuilles
von einzelnen Ländergruppen ge-
und verkauft.»

VON ROMAN SEILER

Finanzplatz Solange der Steuerstreit weiterschwelt, findet die nötige Konsolidierung nicht statt

Schlechte Zeiten für Bankenbesitzer

«Weil ein Käufer nur
versteuerte Vermögens-
werte annimmt, zahlt er
einen höheren Preis.»
Ray Soudah, Berater

Sind die Vermögenswerte in Schliessfächern und Depots der Privatbanken versteuert, finden sich Käufer. KEY

• Welche Möglichkeiten hat die klei-

ne Kammer?

Zunächst muss der Ständerat ent-
scheiden, ob er auf das Geschäft
überhaupt eintreten will. Nur bei
Eintreten kann der Ständerat die Vor-
lage inhaltlich beraten. Dann nimmt
er die Vorlage entweder an oder er
lehnt sie ab. Letzteres entspricht in
etwa einem Nichteintreten: Damit
würde der Ball zurück an die Regie-
rung gespielt. Ein Rückweisungsan-
trag liegt nicht vor.

• Was passiert, wenn der Ständerat

nicht eintritt oder das Gesetz in der
Gesamtabstimmung ablehnt?

Die «Lex USA» kommt so oder so in
den Nationalrat. Bereits morgen be-
ginnt die Kommission mit den Anhö-
rungen zum Gesetz. Die Debatte im
Plenum ist am nächsten Mittwoch ge-
plant. Die Ablehnung des Geschäftes
durch den Ständerat wäre jedoch ein
herber Rückschlag für den Steuerdeal.

• Wie viele Stimmen sind für ein Ja

zum Gesetz notwendig?

Weil es sich um ein dringliches
Bundesgesetz handelt, ist die qualifi-
zierte Mehrheit notwendig. Das
heisst, mindestens 24 der 46 Stände-
räte müssen zustimmen.

• Wie haben sich die Fraktionen po-

sitioniert?

FDP, SVP und SP lehnen die «Lex
USA» ab. CVP, BDP, Grünliberale und
Grüne sind für Eintreten.

• Wie stehen die Chancen der «Lex

USA» im Ständerat?

Eine Prognose ist schwierig, denn
es wird eng. Würden sich die Vertre-
ter von SP, FDP und SVP geschlossen
an die Position ihrer Fraktion halten,
hätte die «Lex USA» keine Chance.
Denn diese Parteien stellen 28 der 46
Ständeräte. Allerdings ist bekannt,
dass sich insbesondere SP-Ständeräte
schwertun mit der Haltung ihrer Par-
tei. So hat die Basler SP-Ständerätin
Anita Fetz in der Kommission Ja ge-
sagt zur «Lex USA». Zustimmung si-
gnalisiert auch Paul Rechsteiner
(SP/SG).

• Welche Interessen spielen bei den

Abweichlern eine Rolle?

Die Standesvertreter fühlen sich
mehr den Anliegen der Kantone ver-
pflichtet als die Nationalräte. Sie wei-
chen daher öfter von der Parteilinie
ab. Im Zusammenhang mit dem US-
Steuerdeal spielt die Position der Kan-
tonalbanken eine wichtige Rolle.

• Welche Änderungen hat die Wirt-

schaftskommission am Gesetzes-
entwurf vorgenommen?

Die Kommission verlangt, dass der
letzte Entscheid zur Datenlieferung
beim Bundesrat liegt. Mit diesem Vor-
schlag will die Kommission der FDP
entgegenkommen, die die Lösung des
Steuerstreits dem Bundesrat übertra-

gen will. Zudem müssen die Banken
die Abschleicherlisten der Finanz-
marktaufsicht (Finma) liefern. Diese
informiert diejenigen Schweizer Ban-
ken, die auf einer solchen Abschlei-
cherliste stehen.

• Welche Verschärfungen beantra-

gen die linken Parteien?
SP und Grüne zielen mit ihren An-

trägen darauf ab, die Banken für ihre
Verfehlungen in die Pflicht zu neh-
men. So sollen Bussen aufgrund des
Steuerstreites nicht vom Geschäfts-
aufwand abgezogen werden können.
Verantwortlichen Bankmanagern, die
die Annahme von Geldern ehemaliger
US-UBS-Kunden nicht untersagt ha-
ben, soll die Gewähr entzogen wer-
den. Schliesslich soll die Finma das
Vermögensverwaltungsgeschäft der
Banken für ausländische Kunden der
letzten zwölf Jahre auf die Rechtmäs-
sigkeit untersuchen.

• Welche zusätzlichen Informationen

hat das Finanzdepartement gestern
den Parlamentariern geliefert?

Die Parlamentarier haben ein
zweiseitiges Faktenblatt erhalten,
das die Struktur des US-Programms
und die Verpflichtungen für die
Schweizer Banken erklärt. Neuigkei-
ten enthält das Faktenblatt nicht. Die
Parlamentarier haben keine Informa-
tion zu den Bussenhöhen erhalten.

Diese Optionen hat der Ständerat

VON ANNA WANNER UND DORIS KLECK

«Lex USA»  Heute berät der
Ständerat das Sondergesetz zur
Beilegung des Steuerstreites
mit den USA. Die wichtigsten
Antworten dazu.

Lesen Sie online, wie der Ständerat
heute entscheidet.

VON STEFAN SCHMID

Heute ist schon wieder ein spezieller
Tag für Konrad Graber. Überhaupt: Es
ist seine Session. Der Luzerner Stände-
rat präsidiert die Wirtschaftskommis-
sion seines Rates, die wegen des dring-
lichen Bundesgesetzes zu den Daten-
lieferungen an die USA noch viel stär-
ker als sonst im Fokus der Öffentlich-
keit steht. Unter seiner Führung
haben 13 Politiker die «Lex USA» tage-
lang durchleuchtet, nach Alternativen
gesucht, Hearings durchgeführt. In
der Nacht auf Dienstag – es war ein
Uhr früh – erklärte Graber nach einer
sechsstündigen Sitzung mit der ihm
eigenen Gelassenheit die Beschlüsse
der Kommission. Heute entscheidet
endlich das Plenum.

Ein stiller Schaffer
«Koni macht das hervorragend»,

sagt CVP-Ratskollege Ivo Bischofber-
ger aus Appenzell. Kommissionsprä-
sident Graber gehört zwar zur Min-
derheit, die das umstrittene Bundes-
gesetz befürwortet. Doch Graber hat
einen grossen Einfluss auf die 13-
köpfige CVP-Fraktion. Deren ge-
schlossenes Abstimmungsverhalten
wird für den Ausgang entscheidend
sein (siehe Text nebenan).

Graber, der Hinterbänkler, der Un-
scheinbare, der souveräne Techno-
krat, steht also erneut im Rampen-
licht. Und er legt dabei die übliche
Zurückhaltung ab. Entgegen den Ge-
pflogenheiten tritt er als Kommissi-
onspräsident offen gegen die Mehr-
heit der Kommission an. «Die Vorlage
ist zu wichtig, um zu schweigen»,
sagte Graber gestern bei jeder Gele-

genheit. Seine Kollegen in der klei-
nen Kammer scheinen es ihm nicht
übel zu nehmen. Graber ist für ge-
wöhnlich kein Scharfmacher, eher
ein zweiter Didier Burkhalter. Und
ein nüchterner Konsenspolitiker wie
er darf sich derlei in der «Chambre de
réflexion» erlauben.

Wohin könnte Konrad Grabers
Weg in der Bundespolitik noch füh-
ren? In den Bundesrat? Sein bisheriger
politischer Parcours entspricht der üb-
lichen Ochsentour. Der 54-Jährige war
zuerst Parlamentarier in seiner Wohn-
gemeinde Kriens, sass später im Lu-
zerner Kantonsparlament, ehe er
2007 in den Ständerat gewählt wurde.

Graber könnte für die Landesre-
gierung tatsächlich ein Thema wer-
den, heisst es bei Ratskollegen. An-
dere halten sich bei dieser Frage
vielsagend bedeckt. Kein Wunder:
Die Konkurrenz namentlich in der
CVP ist zu gross, um Parteikollegen
vorschnell zu Bundesratskandida-
ten zu adeln.

Hinterbänkler im Rampenlicht

CVP-Ständerat Konrad Graber. KEY

Die CVP hat an ihrer gestrigen Frakti-
onssitzung einstimmig Eintreten auf
das Sondergesetz zur Beilegung des
Steuerstreites mit den USA beschlos-
sen. Die Grünen-Fraktion hat gleich
entschieden. Damit sind die letzten
Positionen für die Debatte heute im
Ständerat geklärt. FDP, SVP und SP
haben ihre ablehnende Haltung noch
einmal bekräftigt.

FDP-Fraktionschefin Gabi Huber
(UR) sprach von einem «eindeutigen,
grossmehrheitlichen Entschluss».
«Die FDP will eine Lösung mit den
USA. Ein Eintreten des Parlaments
auf das dringliche Bundesgesetz zur
Lösung des US-Steuerstreits lehnt sie
aber ab», sagte Huber. Die FDP bleibe
bei ihrer Forderung, dass der Bundes-
rat eine Lösung auf Basis von Artikel
271 des Strafgesetzbuches («Verbote-
ne Handlungen für einen fremden
Staat») und ohne Notrecht herbeifüh-
ren soll. «Der Bundesrat kann das
und er soll das tun», sagte Huber. Die
Sitzungen der Wirtschaftskommissi-
on des Ständerats sowie weitere In-
formationen habe die FDP in ihrer
Position bestärkt. Wie Huber weiter
sagte, wurden die Mitglieder am
Dienstag über die Eckwerte des Pro-
gramms informiert. Es habe aber
nichts Neues gegeben. «In dieser In-
formation steht nichts, was uns nicht
schon aus der Presse bekannt gewe-
sen wäre», sagte Huber. In der Wirt-
schaftskommission des Nationalrats
wollen die FDP-Vertreter einen Nicht-
eintretensantrag einreichen, wie
Huber ankündigte.

Die SP hatte bereits vor einer Wo-
che Nichteintreten mit 29 zu 1 Stim-
me bei 6 Enthaltungen beschlossen.
An dieser Position hat sich nichts ge-
ändert, weil die Ausgangslage nach
wie vor dieselbe sei, sagte Fraktions-
chef Andy Tschümperlin nach der
Sitzung. Wie die SP-Ständeräte heute
abstimmen werden, wisse er nicht.

Die SVP teilte mit, sie werde nicht
auf das Gesetz eintreten. Falls der
Ständerat trotzdem eintrete, werde
sie das Gesetz ablehnen. Die Schweiz
dürfe ihre rechtsstaatlichen Grund-
sätze nicht über Bord werfen und ihr
Recht nicht temporär ausser Kraft
setzen. (SDA/DK)

«Lex USA»: Die
Fronten sind klar
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